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82 . Die ſtaatsrechtliche Stellung der Reichslande hat
die Zentrumsfraktion durch folgenden Antrag vom 14 . De⸗
zember 1904 ( bereits in der letzten Seſſion geſtellt und
angenommen ) zu beſſern geſucht :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstage den10 Entwurf eines Geſetzes vorzulegen , durch welches Elſaß⸗Lothringen
en als Mitglied des Reichs eine ſelbſtändige Vertretung im Bundesrat
1 erhält “ ( Reichsverfaſſung Artikel 6) .
5 Die Beſchlußfaſſung des Bundesrats zu dieſem Antrag

ſteht noch aus . In der gegenwärtigen Seſſion haben nun
er Zentrumsabgeordnete zwei Anträge von Abgeordneten der
K elſaß⸗lothringiſchen Landespartei durch ihre Unterſchriften

unterſtützt und ſomit dieſer erſt die Möglichkeit gegeben ,
dieſe Anträge überhaupt einbringen zu können . Der erſte
Antrag ( Nr . 99 ) enthält einen Geſetzentwurf über die Ein⸗
führung des Reichstagswahlrechts für den Landes ausſchuß
für Elſaß⸗Lothringen . Der zweite Antrag ( Nr. 139 ) iſt
ein Geſetzentwurf über die Verfaſſung von Elſaß⸗Loth⸗
ringen ; er ſtellt das Reichsland den übrigen Bundesſtaaten
gleich , gibt dem Landesausſchuß den Namen „elſaß⸗loth⸗
ringiſcher Landtag “ und beſtimmt :

„ Die geſetzgebende Gewalt in Elſaß⸗Lothringen wird ausgeübt
durch den Kaiſer und den Landtag . Die übereinſtimmung des
Kaiſers und des Mehrheitsbeſchluſſes des Landtages iſt zu einem
Landesgeſetze erforderlich und ausreichend . “

Dieſe beiden Anträge ſind noch nicht beraten ; durch die
ihnen zu teil gewordene Unterſtützung ſeitens des Zentrums
hat dieſes wieder ſein Intereſſe für die Reichslande be⸗
wieſen .

B . Die Organe des Veiches .

§ 3. Wie im verfloſſenen Jahre , ſo mußte auch heuer
wieder der Reichstag ſich um ſein Budgetrecht wehren .
Für die raſche Unterdrückung des oſtafrikaniſchen Auf⸗
ſtandes hatte die Verwaltung eine Anzahl von Maßnahmen



10

getroffen , welche erhebliche Geldausgaben im Gefolge hatten .
Der Nachtragsetat , der dieſe Ausgaben enthielt , hatte aller⸗

dings das Geſuch um Indemnität in ſich aufgenommen .
Der Abg . Erzberger bezeichnete dies als einen Fortſchritt
gegenüber dem Vorjahre , wo trotz hoher nicht bewilligter
Ausgaben um Indemnität nicht nachgeſucht wurde . Man

müſſe nachgerade ſagen , daß die Geſuche um Indemnität

billiger als Brombeeren werden . „ Auf eine Etatsberatung
kamen im Jahre 1904 zwei Indemnitätsgeſuche , im Jahre
1905 iſt bereits wieder ein neues Indemnitätsgeſuch not⸗

wendig . “ Seit einem halben Jahr ſei die Verfaſſung ver⸗

letzt und „ von dem Herrn Reichskanzler nichts getan
worden , um dieſe Verletzung ſo ſchnell wie möglich aus
der Welt zu ſchaffen . Verfaſſungsverletzungen ſollten nicht
Wochen und nicht Monate alt werden . “ Eine außerordent⸗
liche Reichstagsſeſſion würde umſomehr notwendig geweſen
ſein , als Fürſt Bülow am 19 . November 1900 , wo er

infolge des Verhaltens ſeines Amtsvorgängers das erſte
Mal um Indemnität nachſuchen mußte , im Reichstag er⸗
klärt hatte , daß er an dem verfaſſungsmäßigen Ausgabe⸗
bewilligungsrecht des Reichstags unbedingt feſthalte . Das

Haus ſtimmte dem Geſuch um Indemnität zu .

§ 4. Die Frage der Anweſenheitsgelder für die

Mitglieder des Reichstags hat das Zentrum ſofort durch
einen Initiativantrag ( Nr. 41 ) bei Beginn der Seſſion
angeſchnitten ; es forderte während der Zeit , da der Reichs⸗
tag verſammelt iſt , freie Fahrt auf den Eiſenbahnen und
20 Mark Anweſenheitsgelder für den Sitzungstag . In⸗
folge einer Verſtändigung mit den anderen Parteien konnte

dieſer Geſetzentwurf am 17 . und 24 . Januar 1906 beraten
und verabſchiedet werden . — Am 20 . April 1906 ging
nun dem Reichstag ein Geſetzentwurf zu , der die Frage
der Anweſenheitsgelder löſte ( Nr. 353 und 354 ) . Der

Entwurf ſchlug vor :

Die Mitglieder des Reichstags erhalten

a) für die Dauer der Sitzungsperiode ſowie acht Tage vor deren
Beginn und acht Tage nach deren Schluß freie Fahrt auf
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den deutſchen Eiſenbahnen zwiſchen ihrem Wohnort und dem
Sitze des Reichstags , ſowie

b) während des Kalenderjahres aus der Reichskaſſe eine Auf⸗
wandsentſchädigung von insgeſamt 3000 Mark , die am 1.
Januar , 1. Februar , 1. März , 1. April mit je 500 Mark
und am Tage der Vertagung ( Artikel 26 der Reichsver⸗
faſſung ) oder Schließung des Reichstags mit 1000 Mark
zahlbar wird . Mitglieder , die erſt nach Beginn des Kalender⸗
jahres in den Reichstag eingetreten ſind , haben auf die⸗
jenigen Raten keinen Anſpruch , welche vor ihrem Eintritte
zahlbar geworden ſind .

Für jeden Tag , an dem ein Mitglied des Reichstags der
⸗ Plenarſitzung ferngeblieben iſt , wird von der nächſtfälligen Ent⸗
m ſchädigungsrate ein Betrag von 30 Mark in Abzug gebracht .

Die Anweſenheit in der Plenarſitzung iſt ſeitens des Mit⸗
glieds des Reichstags während der Dauer der Sitzung durch eigen⸗
händige Eintragung ſeines Namens in eine im Reichstagsgebäude
ausliegende Anweſenheitsliſte und , ſofern an dem Tage namentliche
Abſtimmungen des Plenums ſtattfinden , durch Teilnahme an dieſen
Abſtimmungen nachzuweiſen .

Die näheren Beſtimmungen über den Ort , die Zeit und die
Form der Auslegung der Anweſenheitsliſte werden von dem Präſi⸗
denten des Reichstags getroffen .

Ein Mitglied des Reichstags darf in ſeiner Eigenſchaft als
Mitglied einer anderen politiſchen Körperſchaft , wenn beide Körper⸗
ſchaften gleichzeitig verſammelt ſind , nur für diejenigen Tage Ver⸗
gütung beziehen , für welche ihm auf Grund dieſes Geſetzes ein
Abzug von der Entſchädigung gemacht iſt . Auch darf es in dieſer
Eigenſchaft während der Dauer der freien Fahrt auf den Eiſen⸗
bahnen keine Fuhrkoſten für die Reiſe zwiſchen ſeinem Wohnort
und dem Sitze des Reichstags annehmen .

Die Aufnahme dieſes Entwurfes in erſter Leſung war
keine beſonders freundliche , zumal mit dieſem Geſetzentwurf
eine Anderung der Geſchäftsordnung ( ſiehe §S 5) verbunden
war . Die Linke wie die Konſervativen erklärten ſich
gegen den Entwurf ( 26. April ) . In der Kommiſſion iſt
ſodann die Anderung der Geſchäftsordnung abgelehnt
worden und nun ſtellte ſich die Linke ſympathiſcher . Am 12 .
und 13 . Mai fand die zweite und dritte Leſung ſtatt . Der

Entwurf erhielt folgende Geſtaltung in den Hauptpunkten :
Die Mitglieder des Reichstags erhalten :
a) für die Dauer der Sitzungsperiode ſowie acht Tage vor deren

Beginn und acht Tage nach deren Schluß freie Fahrt auf
den deutſchen Eiſenbahnen , ſowie



b) vorbehaltlich der Beſtimmungen in § 3 aus der Reichskaſſe
eine jährliche Aufwandsentſchädigung von insgeſamt 3000

Mark , die am 1. Dezember mit 200 Mark , am 1. Januar
mit 300 Mark , am 1. Februar mit 400 Mark , am 1. März
mit 500 Mark , am 1. April mit 600 Mark und am Tage
der Vertagung ( Artikel 26 der Reichsverfaſſung ) oder Schließung
des Reichstags mit 1000 Mark zahlbar wird .

Für jeden Tag , an dem ein Mitglied des Reichstags der

Plenarſitzung ferngeblieben iſt , wird von der nächſtfälligen Ent⸗

ſchädigungsrate ein Betrag von 20 Mark in Abzug gebracht .
Ein Antrag des Zentrums , den Abzug auf 25 Mark

feſtzuſetzen , fand keine Mehrheit , dagegen wurde die von

ihm vorgeſchlagene anderweitige Verteilung des Pauſch⸗
quantums angenommen , da dieſe ſich mehr nach der Zahl
der Sitzungstage richtete als der Entwurf . Die Zentrums⸗
fraktion hat ihre Stellungnahme zum Entwurf reſp . der

Beſchlüſſe der Kommiſſion durch folgende Erklärung des

Fraktionsvorſitzenden Grafen von Hompeſch ausſprechen
laſſen :

„ Seitdem bei der Beratung der Reichsverfaſſung die

Anträge abgelehnt worden ſind , welche die Aufnahme einer

Beſtimmung über die Gewährung von Tagegeldern an die

Reichstagsabgeordneten in die Reichsverfaſſung erſtrebten ,
iſt das Bemühen der Zentrumsfraktion darauf gerichtet
geweſen , für die Reichstagsabgeordneten eine Entſchädigung
für ihren Aufenthalt in Berlin und während dieſes Aufent⸗
haltes freie Fahrt auf den deutſchen Eiſenbahnen zu er⸗

reichen . Beides erachten wir zur Stärkung und zum
Ausbau des verfaſſungsmäßigen Grundſatzes des gleichen
allgemeinen Wahlrechts ſowie zur Ermöglichung der vollen

Mitwirkung der Reichstagsmitglieder aus allen deutſchen
Staaten , insbeſondere auch der ſüddeutſchen , an den Ar⸗
beiten des Reichstags durchaus für geboten .

Die zur Verhandlung ſtehende Vorlage der verbün⸗
deten Regierungen gewährt nach der ihr in unſerer Kom⸗

miſſion gegebenen Geſtaltung den Reichstagsmitgliedern
freie Fahrt auf den deutſchen Eiſenbahnen während der
Dauer der Sitzungsperiode und eine Aufwandsentſchädigung ,
welche dem Bedürfniſſe genügt . Die von uns ſeit bald 40
Jahren erhobene Forderung wird damit endlich erfüllt .
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Wir ſtimmen deshalb der Vorlage zu . Den Wählern wird

durch ihre Annahme in der Auswahl der Abgeordneten
ein freier Spielraum gewährt und den Abgeordneten die

Erfüllung ihrer Abgeordnetenpflicht erleichtert , für manchen
erſt ermöglicht .

Durch die Vorlage werden , wenn ſie Geſetz wird , an
die Reichstagsmitglieder erhöhte Anforderungen in bezug
auf die Erfüllung ihrer Pflicht geſtellt . Die Wähler dürfen
nunmehr auf die ſtete Teilnahme ihrer Abgeordneten an

U den Arbeiten des Reichstags rechnen . Und wir verſprechen
uns von dem Geſetz eine Verſchärfung des Pflichtgefühls
der Mitglieder dieſes hohen Hauſes , deren gemeinſame
Mitarbeit an den Aufgaben des Reichs von uns im

Intereſſe unſeres Vaterlandes und unſerer Einzelſtaaten
ſo hoch bewertet wird , weil die Verhandlungen in dieſem
Saale berufen ſind , für die Gegenſätze von Nord und

Süd , von Oſt und Weſt in unſeren ſtaatlichen und wirt⸗

ſchaftlichen Verhältniſſen einen gerechten Ausgleich zu finden
zum Heil und zum Segen von Kaiſer und Reich , von Fürſt
und Volk . Das Geſetz wird ein Markſtein in der Ge⸗

ſchichte des Reichstags werden , dem neue Kraft aus ihm
erwachſen möge .

In dieſer Zuverſicht ſind wir im ganzen und großen
mit den Beſtimmungen des Geſetzentwurfs einverſtanden “.

Der Geſetzentwurf über die Gewährung von An⸗
weſenheitsgeldern fand mit 211 gegen 52 Stimmen An⸗
nahme ; gegen den Entwurf ſtimmte nur ein Teil der
Konſervativen und der Reichspartei . Das Geſetz iſt bereits
am 25 . Mai publiziert worden und trat am 26 . Mai in
Kraft . Für das Jahr 1906 erhielten die Abgeordneten
eine Pauſchale von 2500 Mark .

§ 5. Gleichzeitig mit dem Geſetzentwurf über die Ge⸗
währung von Anweſenheitsgeldern hat der Bundesrat
einen Entwurf vorgelegt , der eine Anderung der Geſchäfts⸗
ordnung des Reichstags im Gefolge hatte . Artikel 28
der Reichsverfaſſung ſollte folgenden Zuſatz erhalten :

„Beſchlußfaſſungen über den Geſchäftsgang ſind , ſoweit
ſie nicht ſelbſt den Gegenſtand der Tagesordnung bilden ,



von der Anweſenheit einer beſtimmten Anzahl von Mit⸗

gliedern nicht abhängig . ( Nr. 353 . )

Dieſer Vorſchlag ſollte die Beſchlußfähigkeit des Reichs⸗

tags ſicherſtellen . In dieſer Beziehung erſchien es dem

Bundesrat geboten , die zur Gültigkeit der Beſchlußfaſſung

erforderliche Anweſenheitsziffer ( Artikel 28 der Verfaſſung )
in der Weiſe herabzuſetzen , daß bei allen ausſchließlich den

Geſchäftsgang betreffenden Beſchlüſſen , alſo namentlich bei

Beſchlüſſen über Vertagungsanträge , über Schluß der De⸗

batte oder über die Art der Abſtimmung das Erfordernis
einer beſtimmten Mindeſtzahl überhaupt fallen gelaſſen
wird . Damit würde der Minderzahl die Handhabe ge⸗

nommen , durch Anzweifelung der Beſchlußfähigkeit die

Beſchlußfaſſung über Fragen des Geſchäftsganges zu ver⸗

hindern . Das Zentrum und die Mehrheit des Reichstags

hat aber dieſe Anderung als zurzeit nicht dienlich abge⸗

lehnt , da man erſt abwarten wolle , welche Wirkung die

Gewährung von Anweſenheitsgeldern habe . Im Zentrum
hat man ſich indes gegen den materiellen Vorſchlag nicht

gewehrt . — Gegen die Stimmen der Sozialdemokraten
hat der Reichstag ſodann die Reſolution der Diäten⸗

kommiſſion angenommen :
„ Der Reichstag wolle beſchließen , die Geſchäftsordnungs⸗Kom⸗

miſſion zu beauftragen , zu erwägen , ob die Beſtimmungen über
den Zeitpunkt der Einbringung von namentlichen Abſtimmungen
abzuändern ſind und ob die Sonnabends - und Montagsſitzungen
in der Regel ausfallen können .

Die hierdurch erforderlich werdenden Abänderungs - Anträge
ſind tunlichſt noch in dieſer Tagung dem Plenum vorzulegen . “
( Nr. 403. )

C. Die Aufgaben des Veiches .

Nach dem Eingange der Reichsverfaſſung iſt das

Deutſche Reich gegründet „ zum Schutze des Bundesgebiets ,
und des innerhalb desſelben gültigen Rechts , ſowie zur Pflege
der Wohlfahrt des deutſchen Volkes “ . Daraus ergeben ſich
die Aufgaben des Reichs von ſelbſt ; ſie zerfallen in innere
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